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Soziale Hilfestellungen vernetzen
Vormundschafts- und Sozialbehörden liessen sich über das Zusammenspiel von Angeboten informieren

Wie kann die Zusammenarbeit
zwischen Vormundschafts- oder
Sozialbehörden sowie den Son-
nenhügel-Beratungsdiensten
samt psychiatrischer Abteilung
am Spital gestaltet oder wo
nötig verbessert werden? Wer
ist wofür verantwortlich, wie ist
die Rechtslage? Diesen Fragen
gingen die Konferenzen beider
Behörden mit den Fachperso-
nen der Dienste kürzlich nach.

● VON ANNEMAI KAMM

Eingeleitet wurde die Veranstaltung
durch Urs Vogel, der in seinem Referat
von den Lebenswirklichkeiten im Jahr
2003 aus den Bogen über Interventi-
onsmöglichkeiten und vormundschaft-
lichen Massnahmen zum kommenden
Erwachsenenschutzrecht spannte.

Die dynamische Entwicklung der
Gesellschaft mit den immensen Kom-
munikationsmöglichkeiten und wach-
senden Gegensätzen stellt hohe Anfor-
derungen an alle. Zunehmend mehr
Personen haben Probleme oder sind
überfordert damit, ihr Leben selbst-
ständig zu gestalten (Vereinsamung
und Beziehungsproblematiken). Als

Folge davon können Reaktionen auf-
treten, die von der Gesellschaft als ab-
weichend und im medizinischen Sinne
als psychische Krankheit oder Behin-
derung erlebt oder beurteilt werden.
Häufig sind Depressionen, Angstzu-
stände oder Suchtkrankheiten. «Es
kann uns alle treffen», erinnerte der
Referent an die Zerbrechlichkeit
menschlicher Existenz.

Sozialhilfe fördern
Sozial- und Vormundschaftsbehör-

den sollen auf der politischen Ebene
eine generelle Sozialhilfe fördern. Das
kann durch eine aktive Familienpolitik,
durch geförderte familienergänzende
Kinderbetreuung, unterstützte Präven-
tionsbestrebungen in Familie, Schule
und Gesellschaft sowie durch Informa-
tion der Bevölkerung geschehen. Die
persönliche Sozialhilfe unterstützt
beim Bewältigen von Krisensituatio-
nen, und hier ist die interdisziplinäre
Zusammenarbeit aller am Hilfsprozess
beteiligten Personen gefragt.

Am Anfang jeder Hilfe steht das
eigene soziale Netz, da psychische Auf-
fälligkeiten selten von einem Tag auf
den andern entstehen. Die Familie, der
Freundeskreis, die Nachbarschaft,
Arbeitgeber und Kollegen können ein-
gebunden sein. Die nächste Ebene ist
meist der Hausarzt, die Hausärztin mit

Weiterweisung an Fachpersonen. Die
Zusammenarbeit zwischen medizini-
scher und lebenspraktischer (soziale
Dienste) Betreuung wäre in dieser
Phase sehr wichtig.

Die nächste Hilfsebene, professio-
nelle Beratungsangebote, Sozialversi-
cherungen oder Sozialhilfe, wird ein-
geschaltet, wenn die soziale Integrati-
on gefährdet ist und finanzielle Prob-
leme auftreten. Schliesslich bleiben
vormundschaftliche Massnahmen als
letzte mögliche Intervention, seien sie
kurzfristig und mit Zwang verbunden
oder längerfristig zur Sicherung einer
minimalen Struktur.

Die vormundschaftlichen Instru-
mente Beistandschaft, Beiratschaft,
Vormundschaft und Fürsorgerische
Freiheitsentziehung (FFE) sind ein
Eingriff in die persönlichen Rechte.
Besonders bei der FFE ist eine enge
Zusammenarbeit zwischen der medi-
zinisch-therapeutischen und der vor-
mundschaftlichen Seite notwendig.

Übersteigerte Erwartungen
Oft bestehen gegenseitig überstei-

gerte Erwartungen, was die Therapie
bewirken oder was Beistand oder Vor-
mundin tun können sollten. Die Gren-
zen vormundschaftlicher Massnah-
men zeigte Urs Vogel an vier Beispie-
len aus der Praxis des sozialpsychia-

trischen Dienstes auf. Ob psychotische
Krise mit Selbst- und Fremdgefähr-
dung, Alkoholismus, Depression und
Suizidalität oder Demenz, in allen Fäl-
len stellt sich die Frage der Verhält-
nissmässigkeit und der rechtlichen
Anforderungen für Zwangsmassnah-
men im Behandlungsbereich. Sie
genügen im Kanton Glarus nicht, da
sie viel zu allgemein gehalten und nur
auf Verordnungsebene geregelt sind.
Direktionssekretär Markus Hauser
wies dazu auf die laufende Revision
des Gesundheitsgesetzes hin.

Ein Ausblick auf das neue Erwach-
senenschutzrecht, das gegenwärtig
die Vernehmlassungsphase durch-
läuft, zeigte anstelle des heutigen ge-
schlossenen Massnahmensystem ein
offenes auf, das je nach Situation ge-
staltet werden kann. Gefordert wird
zudem ein interdisziplinäres Fachge-
richt anstelle der heutigen Laien-
behörden. Zudem werden die Kanto-
ne verpflichtet, eine «ausreichende
Anzahl» (wird noch zu definieren
sein) von Fach- und Berufsbeiständin-
nen zur Verfügung zu stellen. Der Re-
ferent rechnet mit Inkrafttreten etwa
2009.

Dr. med. Regula Guggenbühl,
Oberärztin der Psychiatrie am Kan-
tonsspital und zur andern Hälfte in der
Beratungs- und Therapiestelle Son-
nenhügel tätig, erklärte aus fachlicher

Sicht verschiedene Krankheitsbilder.
Die Behördenaufgaben, wenn über-
haupt, beschränken sich auf Schutz-
massnahmen für Kinder oder Erwach-
sene und allenfalls auf Finanzhilfe, wie
Urs Vogel bereits geschildert hatte.

Die Partnerschafts-, Familien- und
Sexualberatung sei hoffnungslos über-
lastet, erklärte Dr. Johanna Amitzböll.
Ausser ihr arbeiten Kurt Kull, Fach-
psychologe FSP, und Daisy Spycher,
Paar- und Familientherapeutin für
Fremdsprachige, mit. Leider kämen
viele Paare oft viel zu spät, bedauerte
sie. Nach Statistik suchen doppelt so
viele Frauen wie Männer Rat (530 zu
234). 202 Jugendliche, 35 Familien
und 73 Fachpersonen wurden letztes
Jahr betreut. Ausdrücklich wies sie
auf die Schwangerschaftskonfliktbe-
ratung hin, die von der Sanitätsdirek-
tion dieser Stelle aufgetragen wurde.

Die Fachstelle für Suchtfragen mit
Seraina Tippmann, Edith Marti und
Jan Hauser wies ebenfalls statistisch
nach, wie wichtig ihr Angebot ist und
wieviel es genutzt wird. Das Schwie-
rigste ist oft die Motivation einer durch
die Behörden zugewiesenen Person,
machte Jan Hauser klar. Auch hier
können nicht immer alle Erwartungen
erfüllt werden. Die Betroffenen wer-
den beraten, allenfalls therapiert,
aber die Schritte aus der Sucht müs-
sen sie selber tun.

Sie stehen engagiert
hinter dem Astwerk
des Sozialstaates:
(von links) Präsiden-
tin Helen Müller, Peter
Gallati, Herbert Wehr-
li, Brigitte Kubli und
Regula Jöhl als neues
Büro der Sozialbehör-
denkonferenz.

Bild Annemai Kamm

LESERBRIEFE

Die Baubehörden
vor schwierigem Entscheid

Der Mond ist aufgegangen
die goldnen Sternlein prangen
am Himmel hell und klar.
Der Wald steht schwarz und schweiget
und aus den Wiesen steiget
ein weisser Nebel wunderbar.

Dies ist der Beginn des Gedichtes, in
dem Mathias Claudius in schönster
Weise die einbrechende Nacht be-
schreibt. Zu unserem Glück trifft die
Beschreibung für weite Gebiete unse-
res Kantons noch heute zu – trotz Ver-
kehr, Industrialisierung usw. Wenn
man mich fragt, ob wir denn die Wucht
der Berge ertragen, sage ich jeweils:
Kommt einmal an einem klaren Win-
terabend ins Glarnerland, wenn die
Berge verschneit sind und der Mond
scheint. Ihr erlebt etwas vom Zauber-
haftesten: Die Berge oben leuchten im
milden Mondlicht. Sie schweben über
dem dunklen Tal – traumschön! Mit
welchen noch so raffinierten techni-
schen Mitteln könnten wir eine solche
märchenhafte Stimmung erreichen!

Nun will eine Gruppe religiöser
Eiferer diesem wunderschönen Ereig-
nis der Schöpfung zu Leibe rücken, in-
dem sie im Kanton eine grössere An-
zahl so genannter «Liebeskreuze»,
7.80 m hoch, aufstellen will, die mit
starker Leuchtkraft die ganze Nacht
hindurch ihr Licht verbreiten (siehe
Artikel von Irène Hunold Straub in der
«Südostschweiz» vom 8. Mai 2003).

Das Perfide ist: Wer sich dagegen
stellt, ist ein schlechter Christ! Ich be-
haupte: Das Gegenteil ist wahr. Wer

das Wunder der Schöpfung zerstört,
ist ein schlechter Christ! Die starken,
die ganze Nacht hindurch eingeschal-
teten Lichtquellen zerstören das ein-
gangs beschriebene harmonische Bild.
Die Sterne sind heute kaum noch sicht-
bar, das milde Mondlicht erhält un-
liebsame Konkurrenz. Das Neonlicht
scheint in die Wohnungen hinein.

Als Architekt war ich immer
bemüht, durch sorgfältige Platzierung
der Lampen und durch Abschirmun-
gen solche Einstrahlung zu vermeiden.
Bei den «Liebeskreuzen» ist dies nicht
möglich. Wie wäre die Reaktion der
Bevölkerung, wenn eine andere Grup-
pe religiöser Eiferer die Arroganz hät-
te, die Kirchenglocken die ganze Nacht
hindurch läuten zu lassen, um die
Aufmerksamkeit auf sich zu lenken?
Zu Recht ist das Geläute begrenzt.
Nach diesem Massstab ist auch das
Leuchten der «Liebeskreuze» zu beur-
teilen.

Sollte das Aufstellen rechtlich nicht
zu verhindern sein, ist die Leuchtzeit
klar auf ein Minimum zu begrenzen.

Mathias Claudius hat die einbre-
chende Nacht vor 200 Jahren auf wun-
derbare, noch heute gültige Weise be-
schrieben. Wollen wir das schöne,
traute Bild unserer Heimat nach dem
Willen einiger Fanatiker der moder-
nen Lichttechnik mit weithin wirken-
den grellen Lichtkegel opfern, welche
die Sterne zum Verschwinden bringen,
den sanften Wechsel von Abendröte zu
Dämmerung nicht mehr wahrnehm-
bar machen? Meine persönliche An-
sicht ist: Das darf niemals geschehen!

Jakob Zweifel, Architekt

250 Gäste aus 16 Nationen
im Gartencenter Grünenfelder

rhg.- Markus Raschle vom Garten-
center Grünenfelder in Ziegelbrücke
durfte am Donnerstag eine 250-köpfi-
ge Delegation der International Gar-
den Center Association (IGCA) begrüs-
sen. Denn während ihres fünftägigen

Kongresses in Bern besuchte die IGCA
die zehn grössten und wichtigsten
Gartencenter der Schweiz. So ging  es
den aus 16 Nationen stammenden Be-
suchern darum, Ideen zu sammeln
und Erfahrungen auszutauschen.

Positive Eindrücke im Gartencenter in Ziegelbrücke: Die neuseeländische Delegation, die
den Kongress nächstes Jahr organisiert, hatte Spass an der Nilpferdattrappe für den Pool.

Bild Rösli Hefti-Gallati

ake.- Im Präsidium und im Büro
der Sozialbehörden-Präsidentenkon-
ferenz kam es zu einem Wechsel.
«Wir stehen vor einem Neuanfang»,
so leitete Präsidentin Doris Hösli-
Lampe ihren Abschied ein. Sie habe
viel gelernt in den acht Jahren ihrer
Präsidialzeit der Konferenz. Man-
ches habe bewegt und in Gang ge-
bracht werden können, manchmal
sei es auch nervenaufreibend, aber
immer interessant gewesen. Ausser
ihr traten auch Marco Hodel und
Annemai Kamm aus dem Konferenz-
büro aus.

Helen Müller, Präsidentin der Sozi-
albehörde Niederurnen, war bereit,

die Nachfolge von Doris Hösli anzu-
treten. Peter Gallati, Vizepräsident
Sozial- und Vormundschaftsbehörde
Näfels, Regula Jöhl-Zweifel, Verwal-
terin Sozialbehörde Rüti-Braunwald,
und Herbert Wehrli, Präsident Sozi-
al- und Vormundschaftsbehörde Bil-
ten, packen zusammen mit der bis-
herigen Aktuarin  Brigitte Kubli
Schriber kommende Aufgaben an.

Sie, die Aktuarin, dankte ihren Kol-
leginnen und dem abwesenden Kolle-
gen mit einer Liste der behandelten
Themen und einem Büchergutschein
für die gemeinsamen, spannenden
Jahre. Ein langer, herzlicher Applaus
galt den Zurücktretenden und Neuen.

Von Doris Hösli
zu Helen Müller

NACHRICHTEN

Wil: Bei Kollision getötet
sda.- Ein 55-jähriger Mofafahrer
ist am Freitag in Wil bei einem Zu-
sammenstoss mit einem Landwirt-
schaftsgefährt tödlich verletzt wor-
den. Der genaue Unfallhergang
war zunächst unklar. Der Lenker
des landwirtschaftlichen Gefährts
mit zwei Anhängern hatte vom Un-
fall nichts bemerkt. Passanten sa-
hen nur, dass plötzlich ein Helm
von dem Traktor wegschnellte.
Dann entdeckten sie den getöteten
Mofafahrer auf der Fahrbahn lie-
gend. Der Traktorlenker fuhr wei-
ter; er wurde schliesslich von ei-
nem Automobilisten in Bazenheid
gestoppt.

Jona: Temposünder x 2
sda.- Gleich zweimal hat ein Auto-
mobilist am Donnerstag in Jona die
erlaubte Innerortsgeschwindigkeit
überschritten: Beim ersten Mal
wurde er mit 61 km/h gemessen,
zwei Minuten später waren es an
derselben Stelle 91 km/h statt 50.
Der Mann ist den Ausweis los.

Schaan: Hund biss Frau
sda.- In Schaan FL ist eine Frau von
einem deutschen Schäferhund an-
gegriffen und verletzt worden. Die
Frau erlitt bei der Attacke schwere
Bisswunden an etlichen Körperstel-
len. Sie musste ins Spital gebracht
werden. Der Besitzer hatte seinen
Hund nicht an der Leine geführt.


